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Bonn, den 22. Dezember 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 12. August 1959 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Island 
über den Luftverkehr 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Abkommens ist in deutscher und isländischer 
Sprache beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 213. Sitzung am 18. Dezember 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 12. August 1959 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island 

über den Luftverkehr 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 12. August 1959 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Island über den Luftverkehr 
wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 16 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


I. Allgemeine Bemerkungen 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist der 
internationale Fluglinienverkehr. Er kann nur be- 
trieben werden, wenn die ausländischen Staaten, 
die überflogen oder angeflogen werden sollen, dem 
deutschen Luftverkehr entsprechende Flugrechte 
gewähren. Nach allgemeinen internationalen Gepflo- 
genheiten werden diese Rechte grundsätzlich in 
zweiseitigen Luftverkehrsabkommen eingeräumt. 

Zweiseitige Luftverkehrsabkommen sind bereits 
vom Deutschen Reich vor dem zweiten Weltkrieg 
abgeschlossen worden, sie sind jedoch veraltet und 
müssen erneuert werden. 

Nach Delegationsverhandlungen in Bonn vom 
10. bis 12. Dezember 1957 wurde das Abkommen mit 
Island am 12. August 1959 als 19. deutsches zwei- 
seitiges Luftverkehrsabkommen nach Wiederher- 
stellung der Lufthoheit in Bonn unterzeichnet. Es 
entspricht inhaltlich den bisher von der Bundes- 
republik abgeschlossenen zweiseitigen Luftverkehrs- 
abkommen. 

Die beiderseits eingeräumten Verkehrsrechte sind 
in einem Fluglinienplan festgelegt, der am Tage der 
Unterzeichnung des Abkommens durch Notenaus- 
tausch vereinbart wurde (siehe Artikel 2). Diese 
Form der Vereinbarung wurde gewählt, um die 


Fluglinienrechte jeweils den Verkehrsanforderun- 
gen leichter anpassen zu können. 

Nach dem Fluglinienplan sind die deutschen Luft- 
verkehrsunternehmen berechtigt, folgende Linien 
zu betreiben: 

L Von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
über Zwischenlandepunkte in Dänemark, Schwe- 
den, Norwegen nach Reykjavik oder Keflavik. 

2. Von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
über einen Zwischenlandepunkt in Großbritan- 
nien nach Reykjavik oder Keflavik. 

Die isländischen Unternehmen sind berechtigt, fol- 
gende Linien zu betreiben: 

1. Von Punkten in der Republik Island über Zwi- 
schenlandepunkte in Norwegen, Schweden, Däne- 
mark nach Hamburg oder Düsseldorf. 

2. Von Punkten in der Republik Island über Glas- 
gow, Kopenhagen nach Hamburg oder Düsseldorf, 
jedoch ohne Verkehrsrechte zwischen Glasgow 
und Hamburg oder Düsseldorf, falls Kopenhagen 
angeflogen wird. 

Die im Fluglinienplan eingeräumten Fluglinien- 
rechte sind gegeneinander ausgewogen und bedeu- 
ten im wesentlichen eine Bestätigung der den islän- 
dischen Unternehmen bisher vorläufig gewährten 
Rechte. 
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II. Besondere Bemerkungen zu dem Abkommen 

Artikel 2 behandelt den Fluglinienplan und legt die 
Rechte fest, welche sich die Vertragstaaten zur 
Durchführung des Fluglinienverkehrs durch die 
bezeichnten Unternehmen gegenseitig einräumen. 
Gewährt werden das Recht des Überflugs (1. Frei- 
heit), das Recht der Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken (2. Freiheit) und das Recht, Fluggäste, Post 
und Fracht abzusetzen (3. Freiheit) und aufzuneh- 
men (4. Freiheit), wobei die Beförderung auch von 
und nach einem dritten Staate vorgenommen wer- 
den kann (5. Freiheit). 

Alle Rechte werden nur zur Durchführung inter- 
nationalen Luftverkehrs eingeräumt. Daraus ergibt 
sich, daß auf Grund des Abkommens Kabotage- 
rechte nicht beansprucht werden können. Sollen 
diese ausnahmsweise gewährt werden, bedarf es 
einer besonderen Genehmigung. 

Artikel 5 sieht für die Flughafengebühren gegen- 
seitige Inländerbehandlung vor. 

Artikel 6 gewährt Abgabenvergünstigungen im 
Rahmen der beiderseitigen nationalen Rechtsvor- 
schriften. 

Artikel 7 gewährleistet, daß die Beförderungsange- 
bote (Nutzlast und Häufigkeit des Verkehrs) der 
bezeidmeten Unternehmen in ein angemessenes 
Verhältnis zur Verkehrsnachfrage gebracht werden 
können. Die Bestimmung ist an das am fl. Februar 
1946 zwischen Großbritannien und den Vereinigten 
Staaten von Amerika abgeschlossene Bermuda- 
Abkommen angelehnt, das insoweit eine Fortbildung 
der von der ICAO eingeleiteten freiheitlichen Be- 
handlung des Fluglinienverkehrs enthält. Besonders 
eingehend wird in Absatz 3 das Recht der 5. Freiheit 
behandelt, das unter Beachtung der unter Buchsta- 
ben a bis c genannten Gesichtspunkte ausgeübt 
werden darf. Insgesamt ist die Vorschrift so ela- 
stisch gehalten, daß jeder Vertragsstaat die Inter- 
essen seiner für die Ausübung der vereinbarten 
Fluglinienrechte bezeidmeten Unternehmen gegen- 
über dem anderen Vertragsstaat wirksam vertreten 
kann. 

Artikel 8 Abs. 2 verpflichtet die Luftfahrtbehörden 
zum Austausch statistischer Unterlagen zwecks 
Nachprüfung der Beförderungsangebote der bezeich- 
neten Unternehmen. Die Vorschrift ergänzt insoweit 
Artikel 7. 

Artikel 9 enthält die Grundsätze für die Festlegung 
der auf den festgelegten Linien anzuwendenden 


Tarife. Diese sollen zwecks Vermeidung eines uner- 
wünschten Konkurrenzkampfes nach Möglichkeit 
zwischen den beteiligten Unternehmen auf Grund 
des Tariffestsetzungsverfahrens des Internationalen 
Luftverkehrsverbandes (IATA) festgesetzt werden 
und sind den Luftfahrtbehörden zur Genehmigung 
vorzulegen. Einigen sich die Unternehmen nicht, so 
versuchen die Luftfahrtbehörden, die Tarife festzu- 
legen. Gelingt dies ebenfalls nicht, so ist die Ange- 
legenheit einem nach Artikel 14 zu bildenden 
Schiedsgericht zu unterbreiten. 

Artikel 12 bis 14 befassen sich mit dem Meinungs- 
austausch der Luftfahrtbehörden, der Konsultation 
zwischen den Vertragsstaaten und dem Schiedsver- 
fahren. Diese Regelung ist in Luftverkehrsabkom- 
men üblich und zweckmäßig. 

III. Geltungsbereich des Abkommens 

Das Abkommen gilt im Plinblick auf Artikel 5 des 
Zwölften Teils des Überlei tungs Vertrages einstwei- 
len nicht für Berlin. Eine Erstreckung des Abkom- 
mens und des Gesetzes auf Berlin muß der zukünf- 
tigen politischen Entwicklung Vorbehalten bleiben. 

IV. Begründung des Gesetzes 

Artikel 1: Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 GG der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, weil es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates, 
weil die obersten Landesverkehrsbehörden für die 
Festsetzung der Höhe der in Artikel 5 des Abkom- 
mens genannten Gebühren zuständig sind (Artikel 84 
Abs. 1 GG) und weil die in Artikel 6 des Abkom- 
mens vorgesehenen Vergünstigungen auch die 
Biersteuer berühren (Artikel 105 Abs. 3, Artikel 106 
Abs. 2 GG). 

Artikel 2 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 GG. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Abkommens ist ebenfalls im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzumachen. 


Die Durchführung des Gesetzes wird Bund, Länder 
und Gemeinden, abgesehen von den Kosten, die 
durch eine etwaige Anrufung des Schiedsgerichts 
entstehen können, nicht mit zusätzlichen Ausgaben 
belasten. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Island 
über den Luftverkehr 

Samningur 

milli SambandslyÖveldisins Pyzkalands 
og Lyftveldisins Islands 
um LoftferSir 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND SAMBANDSLYöVELDID PYZKALAND 

und og 

DIE REPUBLIK ISLAND L^DVELDID ISLAND 


IN DEM WUNSCHE, den Luftverkehr zwischen ihren 
Hoheitsgebieten und darüber hinaus zu regeln, haben 
folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich 
aus dessen Wortlaut nichts anderes ergibt, 

a) „Luftfahrtbehörde", in bezug auf die Bundes- 
republik Deutschland den Bundesminister für 
Verkehr, in bezug auf die Republik Island den 
Luftfahrtminister oder in beiden Fällen jede 
andere Person oder Stelle, die zur Ausübung 
der diesen obliegenden Aufgaben ermächtigt 
ist; 

b) „Bezeichnetes Unternehmen" ein Luftverkehrs- 
unternehmen, das ein Vertragstaat dem anderen 
Vertragstaat nach Artikel 3 schriftlich als das 
Unternehmen benannt hat, das den internatio- 
nalen Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Fluglinien betreiben soll. 

(2) Die Begriffe „Hoheitsgebiet", „Fluglinienverkehr", 
„internationaler Fluglinienverkehr" und „Landung zu 
nichtgewerblichen Zwecken" haben für die Anwendung 
dieses Abkommens die in Artikel 2 und 96 des Abkom- 
mens über die internationale Zivilluftfahrt vom 7. De- 
zember 1944 festgelegte Bedeutung. 

Artikel 2 

(1) Jeder Vertragstaat gewährt dem anderen Vertrag- 
staat zur Durchführung des internationalen Fluglinien- 
verkehrs durch die bezeichneten Unternehmen auf den 
nach Absatz 2 festgelegten Linien 

das Recht, sein Hoheitsgebiet ohne Landung zu 
überfliegen, 

das Recht, in seinem Hoheitsgebiet zu nichtgewerb- 
lichen Zwecken zu landen und 

das Recht, an den Punkten in seinem Hoheitsgebiet, 
die in den festgelegten Linien aufgeführt sind, zu 
landen, um Fluggäste, Post und/oder Fracht ge- 
werblich aufzunehmen und abzusetzen. 

(2) Die Linien, auf welchen die bezeichneten Unter- 
nehmen der beiden Vertragstaaten den internationalen 
Fluglinienverkehr zu betreiben berechtigt sind, werden 
in einem Fluglinienplan festgelegt, der durch Noten- 
wechsel zu vereinbaren ist. 


SEM TELJA AlSKILEGT aö gera meö ser samning um 
loflferöir milli landssveeöa sinna og stööva bar fyrir 
handan hafa oröiö asätt um eftirfarandi: 

1. grein 

(1) I samningi bcssum hafa eftirtalin orö bä merkingu 
er nü skal greina nema annaö se tekiö fram l samning- 
num. 

a) HuylakiÖ "flugmälayfirvöld" merkir, aö bvi er 
Island snerlir, flugmälaraöherra, og aö bvi er 
Sambandslyöveldiö byzkaland snertir, samgön- 
gumälaräÖhcrra Sambandslyöveldisins, eöa, aö 
bvi er bäöa aÖila snertir, hvern bann aöila eöa 
stofnun, sem hafa umboÖ til framkvmmda; 

b) Hugtakiö "tilnefnt felag" merkir flugfelag, sem 
annaö samningsrikiö tilkynnir hinu samnings- 
rikinu skriflega, i samreemi viö 3. gr. bessa samn- 
ings, aö se flugfelag baö sem eigi aö annast 
millilandaflug a leiöum samkvaemt 2. liÖ 2. gr. 
samnings bessa; 

(2) Hugtökin "landssveoöi", "flugrekstur", "millilanda- 
flug" og "viÖkoma an Hutningsrettinda" skulu, aö bvi 
er samning bennan varöar, hafa sömu merkingu og 
tekiö er fram i 2. og 96. gr. i albjööasamningum um flug- 
mäl fi a 7. desember 1944. 


2. grein 

(1) Hvort samningsriki um sig heimilar hinu samnings- 
rikinu aö veita tilnefndum flugfelögum i millilandaflugi, 


rettindi til flugs yfir landssvaeöi bess ä flugleiöum 
samkvaemt 2. liö bessarar greinar an viökomu; 
rettindi til viökomu ä landssvaeöi bess an flutnings- 
rettinda; 

rettindi til bess i atvinnuskyni aö taka og skila 
farbegum, pösti og/eöa farmi ä stüövum beim in- 
nan landssvöcöis bess, sem greindar eru i flug- 
leiöum samkvaemt 2. liö bessarar greinar. 

(2) Flugleiöir, sem heimilar eru tilnefndum flugfelögum 
hinna tveggja samningsrikja i millilandaflugi, skulu til- 
greindar i flugäaetlun, sem samiö veröur um meö erinda- 
skiptum. 
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Artikel 3 

(1) Mit dem Betrieb des internationalen Fluglinienver- 
kehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien kann jederzeit begonnen werden, wenn 

a) der Vertragstaat, dem die in Artikel 2 Absatz 1 
genannten Rechte gewährt sind, ein oder meh- 
rere Unternehmen schriftlich bezeichnet hat, und 

b) der Vertragstaat, der die Rechte gewährt, dem 
oder den bezeichneten Unternehmen die Ge- 
nehmigung erteilt hat, den Fluglinienverkehr zu 
eröffnen. 

(2) Der Vertragstaat, der die Rechte gewährt, wird 
vorbehaltlich der Bestimmungen der Absätze 3 und 4 
und vorbehaltlich der Verständigung nach Artikel 9 die 
Genehmigung zum Betrieb des internationalen Fluglinien- 
verkehrs unverzüglich erteilen. 

(3) Jeder Vertragstaat kann von einem bezeichneten 
Unternehmen des anderen Vertragstaates den Nachweis 
verlangen, daß es in der Lage ist, den Erfordernissen zu 
entsprechen, die durch die Gesetze und Vorschriften des 
erstgenannten Staates für die Durchführung des inter- 
nationalen Luftverkehrs vorgeschrieben sind. 

(4) Jeder Vertragstaat kann einem bezeichneten Unter- 
nehmen des anderen Vertragstaates die Ausübung der 
in Artikel 2 gewährten Rechte verweigern, wenn das 
Unternehmen nicht in der Lage ist, auf Verlangen den 
Nachweis zu erbringen, daß ein wesentlicher Teil des 
Eigentums an dem Unternehmen und seine tatsächliche 
Kontrolle Staatsangehörigen oder Körperschaften des 
anderen Vertragstaates oder diesem selbst zustehen. 

Artikel 4 

(1) Jeder Vertragstaat kann die nach Artikel 3 Ab- 
satz 2 erteilte Genehmigung widerrufen oder durch Auf- 
lagen einschränken, wenn ein bezeichnetes Unternehmen 
die Gesetze und Vorschriften des die Rechte gewähren- 
den Vertragstaates oder die Bestimmungen dieses Ab- 
kommens nicht befolgt oder die daraus sich ergebenden 
Verpflichtungen nicht erfüllt. Das gleiche gilt, wenn der 
Nachweis nach Artikel 3 Absatz 4 nicht erbracht wird. 
Von diesem Recht wird jeder Vertragstaat nur nach einer 
Konsultation nach Artikel 13 Gebrauch machen, es sei 
denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße gegen Ge- 
setze oder Vorschriften eine sofortige Einstellung des 
Betriebes oder sofortige Auflagen erforderlich sind. 

(2) Jeder Vertragstaat hat das Recht, durch schriftliche 
Mitteilung an den anderen Vertragstaat ein bezeichnetes 
Unternehmen durch ein anderes zu ersetzen. Das neu 
bezeichnete Unternehmen genießt die gleichen Rechte 
und unterliegt den gleichen Verpflichtungen wie das 
Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 


Artikel 5 

Die Gebühren, die in jedem Vertragstaat für die Be- 
nutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtun- 
gen durch die Luftfahrzeuge eines bezeichneten Unter- 
nehmens des anderen Vertragstaates erhoben werden, 
dürfen nicht höher sein als die Gebühren, die für inlän- 
dische Luftfahrzeuge in ähnlichem internationalen Flug- 
linienverkehr erhoben werden. 

Artikel 6 

(1) Die Vertragstaaten gewähren hinsichtlich der Luft- 
fahrzeuge, die von einem bezeichneten Unternehmen des 
anderen Vertragstaates ausschließlich im internationalen 
Fluglinienverkehr verwendet werden, die folgenden Ab- 
gabenvergünstigungen: 


3. grein 

(1) Millilandaflug ä flugleiÖum samkvaemt 2. liö 2. gr. 
pessa samnings mä hefja hveneer sem er, aö pvi til« 
skildu, 

a) aö samningsriki paö, sem öölast hefur pann rett 
sem 1. liöur 2. gr. veitir, hefur tilkynnt skriflega 
flugfelag eÖa felög, og 

b) aö samningsriki paö sem rettindi pessi veitir, 
hefur leyft hinu tilnefnda flugfelagi eÖa felögum 
aö hefja flugrekstur. 

(2) Samningsriki paö, sem rettindi pessir veitir skal, 
enda se fullnaegt äkvseÖum 3. og 4. liÖa pessarar greinar, 
og i samraemi viö pann skilning sem fram kemur i 9. gr. 
pessa samnings, veita tafarlaust leyfi til millilandaflugs. 

(3) Hvort samningsriki getur krähst pess af tilnefndu 
flugfelagi hins samningsrikisins, aÖ paö syni fram ä aö 
paö se faert um aÖ fullnmgja peim kröfum, sem geröar 
eru i lögum og reglugeröum fyrrnefnds rikis um rekstur 
millilandaflugs. 

(4) Hvoru samningsrikinu um sig er heimilt aÖ taka 
aftui pau rettindi, sem gert er räÖ fyrir i 2. gr. pessa sam- 
nings, og veitt hafa veriö tilnefndu flugfelagi hins riki- 
sins, ef felagiö getur ekki faert naegar sönnur aö pvi, 
eftir aÖ pess hefur veriö fariÖ ä leit, aö verulegur eignar- 
hluti i pvi og raunveruleg stjörn pess se i höndum rikis- 
borgara eÖa fyrirtaekja hins samningsrikisins eöa innan 
rikisins själfs. 

4. grein 

(t) Hvort samningsriki um sig mä afturkalla eöa tak- 
marka meö hverskonar skilyrÖum leyfi paö, sem paö 
hefur veitt samkvaemt 2. liÖ 3. gr., ef tilnefnt flugfelag 
fullnaegir ekki äkvaeöum laga og reglugerÖa pess samn- 
ingsrikisins, sem veitt hefur rettindin, eöa brytur äkvaeöi 
pessa samnings eöa fullnaegir ekki peim skuldbindingum, 
sem af honum leiÖa. HiÖ sama gildir ef sönnun skortir 
samkvaemt 4. liö 3. gr. Eigi skal pö samningsriki heimilt 
aÖ notfaera ser slik rettindi nema aö undangengnum 
viöraeöum samkvaemt 13. gr., nema svo standi ä, aö fyrir- 
varalaust bann viÖ frekari starfsemi eöa skilyröi sem 
sett eru, seu nauÖsynleg til aö foröast frekari brot ä 
lögum og reglugeröum. 

(2) Hvoru samningsrikinu um sig er heimilt aö tilnefna 
annaÖ flugfelag i staÖ pess, sem äöur var tilnefnt, enda 
se paö gert meÖ skriflegri tilkynningu til hins samnings- 
rikisins. Nytur hiÖ nyja felag sömu rettinda og ber sömu 
skyldur og hiö fyrra. 


5. grein 

Gjöld pau, er annaÖ samningsrikiÖ gerir tilnefndum 
loftförum hins samningsrikisins aÖ greiöa fyrir afnot 
flugvalla og annarar pjönustu vegna loftferöa, skulu eigi 
vera haerri en paö gerir innlendum loftförum, sem notuÖ 
eru i sliku millilandaflugi, aö greiöa. 


6. grein 

(1) Hvort samningsriki um sig veitir tilnefndu felagi 
hins samningsrikisins ivilnun frä gjöldum af loftförum, 
sem eingöngu eru notuö til äaetlunarflugs milli landa 
sem her segir: 
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1 Die von einem bezeichneten Unternehmen des 
einen Vertragstaates verwendeten Luftfahrzeuge, 
die in das Hoheitsgebiet des anderen Vertrag- 
staates einfliegen und aus ihm wieder ausfliegen 
oder es durchfliegen, einschließlich der an Bord 
befindlichen üblichen Ausrüstungsgegenstände 
und Ersatzteile bleiben frei von Zöllen und son- 
stigen bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr von 
Waren erhobenen Abgaben. 

2. Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände, die in 
angemessenen Mengen 

a) aus den in Nummer 1 genannten Luftfahr- 
zeugen im Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragstaates unter Zollüberwachung ausgebaut 
oder sonst von Bord gebracht und dort ge- 
lagert werden, oder 

b) für diese Luftfahrzeuge in das Gebiet des 
anderen Vertragstaates unter Zollüber- 
wachung eingeführt und dort gelagert werden, 

bleiben frei von den in Nummer 1 bezeichneten 
Abgaben, wenn sie unter Zollüberwachung in 
die genannten Luftfahrzeuge eingebaut oder 
sonst an Bord genommen werden oder aus dem 
Gebiet dieses Vertragstaates auf andere Weise 
wieder ausgeführt werden. 

Die gleiche Abgabenbefreiung wird für solche 
Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände ge- 
währt, die unter Zollüberwachung aus entspre- 
chenden Lagern anderer Luftfahrtunternehmen 
entnommen und in die genannten Luftfahrzeuge 
eingebaut oder sonst an Bord genommen 
werden. 

3. Luftfahrtbetriebsstoffe, die an Bord der in Num- 
mer 1 genannten Luftfahrzeuge in das Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragstaates eingebracht 
werden, bleiben frei von Zöllen und sonstigen 
bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren 
erhobenen Abgaben, wenn sie an Bord dieser 
Luftfahrzeuge verbraucht werden, und zwar auch 
auf dem Teil der Flüge, der zwischen Orten im 
Hoheitsgebiet dieses Vertragstaates stattfindet. 
Für Luftfahrtbetriebsstoffe, die unter Zollüber- 
wachung im Hoheitsgebiet des anderen Vertrag- 
staates an Bord von Luftfahrzeugen eines be- 
zeichneten Unternehmens genommen werden und 
im internationalen Fluglinienverkehr Verwen- 
dung finden, wird hinsichtlich der Zölle, der son- 
stigen bei der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr 
von diesen Waren erhobenen Abgaben sowie 
hinsichtlich besonderer Verbrauchsabgaben die 
gleiche Behandlung gewährt, die ein inländisches 
Luftfahrtunternehmen oder ein Luftfahrtunter- 
nehmen einer meistbegünstigten Nation genießt. 
Sollte ein Vertragstaat in Anwendung dieses 
Grundsatzes für die genannten Waren unter den 
genannten Voraussetzungen keine Befreiung von 
den Eingangsabgaben oder von besonderen Ver- 
brauchsabgaben gewähren, hat auch der andere 
Staat das Recht, für die in seinem Hoheitsgebiet 
an Bord von Luftfahrzeugen eines bezeichneten 
Unternehmens des anderen Vertragstaates ge- 
nommenen Luftfahrtbetriebsstoffe Eingangsab- 
gaben oder besondere Verbrauchsabgaben zu 
erheben. 

4. Die an Bord der in Nummer 1 genannten Luft- 
fahrzeuge eingebrachten Nahrungs- und Genuß- 
mittel, die zum Verbrauch durch die Fluggäste 
und Besatzungsmitglieder bestimmt sind, dürfen 
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragstaates 
frei von Zöllen und sonstigen bei der Ein-, Aus- 


1. Loftför pau, er tilnefnt flugfelag annars samn- 
ingsrikisins notar til aöflugs til landssvaeöis hins 
samningsrikisins, brottflugs paÖan eöa flugferöa 
um, svo og venjulegur ütbünaÖur og varahlutir, 
sem eru i loftförum Wessum, skulu undanpegin 
tollum og öörum gjöldum, sem lögö eru ä vörur 
vegna innflutnings, ütflutnings eöa umflutnings. 


2. Varahlutir og annar ütbünaÖur, sem i höflegu 
magni 

a) tekinn er ür loftförum peim sem um raeÖir i 
1. liÖ her aÖ framan eÖa ä annan hätt lagöur 
ä land til geymslu undir tollef tirliti i landi 
hins samningsrikisins, eÖa 

b) fluttur er inn i hitt samningsrikiÖ og geym- 
dur par undir toll ef tirliti handa slikum ioft- 
förum, 

skal undanpeginn gjöldum peim, er i 1. liÖ her 
aö framan greinir, ef honum er annaöhvort 
komiÖ fyrir eöa ä annan hätt tekinn um borÖ i 
loftfariÖ undir tollef tirliti eöa ä annan hätt flut- 
tur aftur üt af landssvaeöi hins samningsrikisins. 

Sama undanpäga frä gjöldum naer einnig til 
varahluta og annars ütbünaöar, sem fluttur er 
ür tilsvarandi geymslu annarra flugfelaga og 
komiÖ fyrir i eöa ä annan hätt tekinn um borÖ 
i nefnd loftför undir tollef ti rliti. 


3. RekstursnauÖsynjar flugfara sem fluttar eru til 
landssvaeöis hins samningsrikisins um borÖ i 
loftförum peim, sem i 1. liÖ greinir skulu undan- 
pegnar tollum og öörum gjöldum, sem lögö eru 
ä vörur vegna innflutnings, ütflutnings og um- 
flutnings, ef paer eru notaÖar i flugvelinni, og 
gildir petta einnig um serhvert flug milli staÖa 
innan landssvaeöis pess samningsrikis. Reksturs- 
nauÖsynjar flugfara, sem meÖ tollefti rliti er 
tekiÖ i flugför tilnefnds flugfelags i landi hins 
samningsaÖilans, og sem notaÖ er i millilanda- 
flugi flugfelagsins, njöta, hvaÖ varÖar tolla, eöa 
önnur gjöld, sein innheimt eru viö innflutning, 
ütflutning eöa umflulning pessara nauösynja, 
svo og hvaÖ varöar serstök neyzlugjöld, sömu 
kjara, og peirra, sem gilda fyrir innlend flug- 
felög, eÖa flugfelag peirra rikja, er njöta beztu 
kjara. Ef samningsriki, sem fylgir pessari megin 
reglu, hvaÖ varöar ofangreindar vörur, og viÖ 
ofangreind skilyrÖi, losar ekki hinn sainnings- 
aÖilann undan innflutningsgjöldum eöa serstökum 
neyztugjöldum. befir einnig hitt rikiÖ rett til 
aÖ krefjast innflutningsgjalda eöa serstakra 
neyzlugjalda, af peim rekstursnauÖsynjum, sem 
flugför tilnefnds flugfelags hins aöilans taka i 
landi hans. 


4. Matarföng og neyzluvörur, sem aÖ eru flutt i 
loftförum peim er greinir i 1. liö og aetluÖ eru 
farpegum og ähöfn, skulu ä landssvaeöi hins 
samningsrikisins undanpegin öllum tollum og 
ööiuin gjöldum ä vörum, sem annars er krafizt 
vegna innflutnings, ütflutnings og umflutnings, 
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und Durchfuhr von Waren erhobenen Abgaben 
zum alsbaldigen Verbrauch an Bord ausgegeben 
werden, soweit die Luftfahrzeuge bei Zwischen- 
landungen ständig zollamtlich überwacht werden 
können. 

(2) Soweit für die in Absatz 1 genannten Waren Ab- 
gaben nicht erhoben werden, unterliegen sie nicht den 
sonst für sie geltenden wirtschaftlichen Ein-, Aus- und 
Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 


Artikel 7 

(1) Den bezeichneten Unternehmen jedes Vertragstaa- 
tes ist in billiger und gleicher Weise Gelegenheit zu 
geben, den Betrieb auf jeder der nach Artikel 2 Absatz 2 
festgelegten Linien durchzuführen. 

(2) Bei dem Betrieb des internationalen Fluglinienver- 
kehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien hat ein bezeichnetes Unternehmen eines Vertrag- 
staates auf die Interessen eines bezeichneten Unterneh- 
mens des anderen Vertragstaates Rücksicht zu nehmen, 
damit der ganz oder teilweise auf den gleichen Linien 
von diesem Unternehmen betriebene Fluglinienverkehr 
nicht ungebührlich beeinträchtigt wird. 

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien soll vor allem 
dazu dienen, ein Beförderungsangebot bereit zu stellen, 
das der voraussehbaren Verkehrsnachfrage nach und von 
dem Hoheitsgebiet des Vertragstaates entspricht, der das 
Unternehmen bezeichnet hat. Das Recht dieses Unter- 
nehmens, Beförderungen zwischen den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten, im anderen Vertragstaat gelege- 
nen Punkten einer Linie und Punkten in dritten Staaten 
auszuführen, ist im Interesse einer geordneten Entwick- 
lung des internationalen Luftverkehrs so auszuüben, daß 
das Beförderungsangebot angepaßt ist 

a) an die Nachfrage nach Verkehrsmöglichkeiten 
von und nach dem Hoheitsgebiet des Vertrag- 
staates, der das Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten be- 
stehende Verkehrsnachfrage unter Berücksichti- 
gung der örtlichen und regionalen Linien, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Be- 
triebes der Fluglinien des Durchgangsverkehrs. 

Artikel 8 

(1) Die bezeichneten Unternehmen teilen den Luft- 
fahrtbehörden beider Vertragstaaten spätestens einen 
Monat vor Beginn des Betriebes auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien die Art des Betriebes, die 
vorgesehenen Flugzeugmuster und die Flugpläne mit. 
Das gleiche gilt für spätere Änderungen. 

(2) Die Luftfahrtbehörde des einen Vertragstaates wird 
der Luftfahrtbehörde des anderen Vertragstaates auf 
deren Ersuchen alle regelmäßigen oder sonstigen stati- 
stischen Unterlagen der bezeichneten Unternehmen über- 
mitteln, die billigerweise angefordert werden können, 
um das auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien von einem bezeichneten Unternehmen des erst- 
genannten Vertragstaates bereitgestelltc Beförderungs- 
angebot zu überprüfen. Diese Unterlagen haben alle An- 
gaben zu enthalten, die zur Feststellung des Umfangs 
sowie der Herkunft und Bestimmung des Verkehrs er- 
forderlich sind. 

Artikel 9 

(1) Die Tarife, die auf den nach Artikel 2 Absatz 2 
festgelegten Linien für Fluggäste und Fracht anzuwen- 
den sind, werden unter Berücksichtigung aller Umstände, 


aö pvi er tekur til tafarlausrar neyzlu um borÖ 
f farinu, enda se paö undir stööugu tollef tirliti 
ef millilending ä ser staÖ. 


(2) AÖ svo miklu leyti, sem vörur paer, sem getur i 
1. liÖ, eru undanpegnar gjöldum, eru paer einnig undan- 
pegnar hverskonar viöskiptabönnum og hömlum ä inn- 
flutningi, ütflutningi og umflutningi sem annars vaeru 
gildandi. 

7. grein 

(1) Tilnefnd felög hvors samningsaÖila um sig skulu 
hafa sanngjarna og jafna aÖstöÖu til flugreksturs sem 
gert er räö fyrir i 2. liÖ 2. gr. samnings pessa. 

(2) I rekstri äaetlunarflugs pess milli landa, sem gert 
er räÖ fyrir i 2. liö 2. gr. samnings pessa, skal tilnefnt 
felag samningsrikis taka tillit til hagsmuna tilnefnds 
felags hins samningsrikisins, pannig aö eigi se öhaefilega 
ipyngt peirri pjönustu, sem slik felög bjööa ä sömu 
leiÖum eöa ä hluta peirra. 


(3) Viö rekstur äaetlunarflugs milli landa, sem gert er 
räö fyrir ä flugleiÖum samkvaemt 2. liö 2. gr. samnings 
pessa, skal fyrst og fremst miöaö viÖ paÖ aö naegileg 
flutningsgeta se fyrir hendi til pess aö annast fyrirsjä- 
anlega fiutningspörf til og frä landssvaeöi samningsrikis 
pess, er tilnefnt hefur felagiö. Retti slikra felaga til flut- 
ninga milli peirra staöa, ä flugleiÖ samkvaemt 2. lid 2. gr. 
samnings pessa og eru ä landssvaeöi hins samningsriki- 
sins, og priöja rikis, skal bei tt i peim tilgangi aö efla 
reglubundna pröun loftflutninga landa i milli, og skal pä 
gert räö fyrir pvi aö flutningsgetan se miöuö viö: 

a) fiutningspörf til og frä landssvaeöi samnings- 
rikis pess, er tilnefnt hefur flugfelagiÖ, 

b) fiutningspörf landssvaeöis pess, sem um er 
flogiÖ, og skal pä tillit tekiÖ til äaetlunarflugs ä 
peim staö og i pvi heraÖi, og 

c) pörf fyrir hagkvaemum rekstursgrundvelli lang- 
leiöaflugs. 

8. grein 

(1) Hm tilnefndu flugfelög skulu i siÖasta lagi mänuÖi 
äöur en flugrekstur hefst ä leiÖum peim, sem gert er räö 
fyrir l 2. liö 2 gr. samnings pessa, skyra flugmälastjör- 
num beggja samningsrikja frä eÖli rekstrar, flugvelate- 
gundum, sem aetlunin er aÖ nota og flugäcetlunum. Sama 
gildir um siöari breytingar. 

(2) Se pess öskaö, er flugmälastjörnum samnings- 
likjanna skylt aö läta hvor annarri i te ailar venjulegar 
tölulegar og aörar skyrslur um tilnefnd felög aö svo 
miklu leyti, sem meÖ sanngirni er haegt aö krefjast 
peirra viö endurskoöun flutningsgetu serhvers flugfelags 
tilnefndu af hinu samningsrikinu, ä peim flugleiÖum sem 
gert er räö fyrir i 2. liö 2. gr. samnings pessa. Pessar 
skyrslur skulu hafa aö geyma ailar paer upplysingar sem 
nauösynlegar eru til pess aö äkveöa magn paö r sem flutt 
er, hvaöan slikur flutningur kemur og hvert hann er 
fluttur. 


9. grein 

(1) Akveöa skal gjöld fyrir farpega og farm, ä flug- 
leiÖum peim, sem gert er räö fyrir i 2. liö 2. gr. samnings 
pessa, meö tilliti til allra aöstaeöna, svo sem rekstrar- 
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wie der Kosten des Betriebes, eines angemessenen Ge- 
winns, der besonderen Gegebenheiten der verschiedenen 
Linien und der von anderen Unternehmen, welche die 
gleiche Linie ganz oder teilweise betreiben, angewen- 
deten Tarife festgesetzt. Bei der Festsetzung soll nach 
den Bestimmungen der folgenden Absätze verfahren 
werden. 

(2) Die Tarife werden, wenn möglich, für jede Linie 
durch Vereinbarung der beteiligten bezeichneten Unter- 
nehmen festgesetzt. Hierbei sollen sich die bezeichneten 
Unternehmen nach den Beschlüssen richten, die auf 
Grund des Tariffestsetzungsverfahrens des Internationa- 
len Luftverkehrsverbandes (IATA) angewendet werden 
können, oder die bezeichneten Unternehmen sollen sich 
nach einer Beratung mit den Luftverkehrsunternehmen 
dritter Staaten, welche die gleiche Linie ganz oder teil- 
weise betreiben, wenn möglich unmittelbar untereinander 
verständigen. 

(3) Die auf diese Weise festgesetzten Tarife werden 
den Luftfahrtbehörden beider Vertragstaaten spätestens 
einen Monat vor dem in Aussicht genommenen Inkraft- 
treten der Tarife zur Genehmigung vorgelegt. Dieser 
Zeitraum kann in besonderen Fällen verkürzt werden, 
wenn die Luftfahrtbehörden damit einverstanden sind. 

(4) Kommt zwischen den bezeichneten Unternehmen 
eine Einigung nach Absatz 2 nicht zustande oder erklärt 
sich ein Vertragstaat mit den ihm nach Absatz 3 zur 
Genehmigung vorgelegten Tarifen nicht einverstanden, 
so sollen die Luftfahrtbehörden der beiden Vertragstaa- 
ten die Tarife derjenigen Linien und Linienteile, für die 
eine Übereinstimmung nicht zustande gekommen ist, 
durch Vereinbarung festsetzen. 

(5) Kommt zwischen den Luftfahrtbehörden der beiden 
Vertragstaaten eine Vereinbarung nach Absatz 4 nicht 
zustande, so findet Artikel 14 Anwendung. Solange der 
Schiedsspruch nicht ergangen ist, hat der Vertragstaat, 
der sich mit einem Tarif nicht einverstanden erklärt, das 
Recht, von dem anderen Vertragstaat die Aufrechterhal- 
tung der vorher in Kraft befindlichen Tarife zu ver- 
langen. 

Artikel 10 

Tritt ein von beiden Vertragstaaten angenommenes 
allgemeines mehrseitiges Luftverkehrsabkommen in 
Kraft, so gehen dessen Bestimmungen vor. Erörterungen 
über die Feststellung, inwieweit ein mehrseitiges Ab- 
kommen dieses Abkommen aufhebt, ändert oder ergänzt, 
finden nach Artikel 13 dieses Abkommens statt. 


Artikel 11 

Jedes bezeichnete Unternehmen eines Vertragstaates 
darf in den Flughäfen des anderen Vertragstaates und 
in den Städten des anderen Vertragstaates, in denen es 
eine eigene Vertretung zu unterhalten beabsichtigt, sein 
eigenes Personal für seine Geschäfte unterhalten und 
beschäftigen. Wenn ein bezeichnetes Unternehmen von 
einer eigenen Organisation in den Flughäfen des ande- 
ren Vertragstaates absieht, soll es nach Möglichkeit die 
in Betracht kommenden Arbeiten durch das Personal der 
Flughäfen oder eines bezeichneten Unternehmens des 
anderen Vertragstaates ausführen lassen. 

Artikel 12 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragstaaten 
findet nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine 
enge Zusammenarbeit und eine Verständigung in allen 
die Anwendung und Auslegung dieses Abkommens be- 
rührenden Angelegenheiten herbeizuführen. 


kostnaÖar, hsefilegs ägööa, serstakra aÖsteeÖna ä hinum 
ymsu leiÖum, svo og gjaldskräa annarra flugfelaga, sem 
flugpjönustu reka ä sömu leiÖum eöa hluta peirra. ViÖ 
äkvöröun gjaldanna, skulu höfö i huga bau äkvaeöi 
pessarar greinar er ä eftir fara. 


(2) Gjöldin ä hverri fiugleiö skulu äkveÖin meö samn- 
ingum milli hinna tilnefndu flugfelaga ef pvi veröur viö- 
komiö. Skulu hin tilnefndu flugfelög i pessu efni laga sig 
eftir peirri aöferö, sem alpjööaloftflutningasambandiö 
(IATA) notar viö aö äkveöa gjaldskrä, eöa, ef pvi veröur 
viö komiö, semja beint um gjöldin sin ä milli, eftir aÖ 
leitaö hefir veriö älits flugfelaga annara rikja, sem flut- 
ning stunda ä söinu leiöum eöa hluta peirra. 


(3) Gjaldskrär paer, sem ä pennan hätt hefur veriö 
samiÖ um, skulu lagöar fyrir flugmälastjörnir beggja 
samningsrikjanna til sampykktar eigi siöar en mänuöi 
äöur en äaetlaÖ er aö paer komi til framkvcemda. Stytta 
mä pennan frest, ef serstaklega stendur ä og flug- 
malastjornirnar fallast ä paö. 

(4) Nü koma tilnefnd flugfelög ser eigi sainan, svo 
sem räö er fyrir gert i 2. liö pessarar greinar, eöa ef 
annaö samningsrikjanna vill eigi viÖurkenna gjaldskrä. 
sem fram hefur veriö lögö til sampykkis pess samkvaemt 
3. liö, og skulu pä flugmälastjörnir beggja samnings- 
rikjanna äkveöa gjaldskrä meö gagnkvaemu samkomu- 
lagi fyrir leiöir paer eöa hluta peirra, sem samningur 
hefur eigi naöst um. 

(5) Nü naest eigi samkomulag inilli flugmälastjörna 
beggja samningsrlkja samkvaemt äkvaeöum 4. liös pessa- 
rar greinar og skal pä fara eftir äkvaeöum 14. gr. samn- 
ings pessa. A meÖan beöiö er eftir ürskuröi geröardöms, 
getur samningsriki paö, er eigi var sampykkt gjöldunum 
krafizt pess, aö hitt rikiÖ haldi äfram aö miöa viö sömu 
gjöld og äÖur giltu. 


10. grein 

Nü gengur i gildi alpjööaloftflutningasamningur, sem 
sampykktur hefur veriö af bäöum saniningsrikjunum, og 
skulu pä äkvaeöi pess samnings hafa gildi umfram 
äkvaeöi pessa samnings, ef ä milli ber. Ef viöreeöur fara 
fram til pess aö äkvarÖa aö hve miklu leyti äkvaeöi 
alpjödasamnings afnemi, breyti eöa baeti viÖ pennan 
samning, skulu paer fara fram samkvaemt äkvaeöum 13. gr. 

11. grein 

Hverju pvi felagi, sem annaöhvort samningsrikjanna 
hefur tilnefnt, skal heimilt aö hafa eigin starfsmenn til 
pess aö annast viöskipti pess ä flugvöllum hins samn- 
ingsrikisins og i peim borgum pess par sem paö öskar 
aÖ hafa eigiÖ umboÖ. Ef tilnefnt felag kemur ekki ä föt 
eigin afgreiöslukerfi ä flugvöllum hins samningsrikisins, 
ber pvi, ef pvi veröur viö komiö, aö lata starfsmenn 
flugvallarins eöa tilnefnds flugfelags hins samningsriki- 
sins, annast pau störf. 


12. grein 

Flugmälayfirvöld samningsrikjanna skulu eftir pörfum 
skiptast ä skoöunum i pvi skyni aö tryggja nana sam- 
vinnu og skilning ä framkvaemd samnings pessa og tül- 
kun hans. 
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Artikel 13 

Zur Erörterung der Änderungen dieses Abkommens 
oder des Fluglinienplans kann ein Vertragstaat jederzeit 
eine Konsultation beantragen. Das gleiche gilt für die 
Erörterung der Auslegung und Anwendung des Abkom- 
mens, wenn ein Meinungsaustausch nach Artikel 12 nach 
Ansicht eines Vertragstaates ohne Erfolg geblieben ist. 
Die Konsultation beginnt innerhalb einer Frist von 
60 Tagen nach Eingang des Antrags. 

Artikel 14 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die An- 
wendung oder Auslegung dieses Abkommens nicht nach 
Artikel 13 beigelegt werden kann, ist sie auf Antrag 
eines Vertragstaates einem Schiedsgericht zu unter- 
breiten. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder Vertragstaat ein Mitglied be- 
stellt und diese sich auf den Angehörigen eines dritten 
Staates als Obmann einigen. Werden die Mitglieder 
nicht innerhalb von zwei Monaten, der Obmann nicht 
innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem ein Ver- 
tragstaat seine Absicht, das Schiedsgericht anzurufen, 
bekanntgegeben hat, kann in Ermangelung einer ande- 
ren Vereinbarung jeder Vertragstaat den Präsidenten 
des Rates der ICAO bitten, die erforderlichen Ernennun- 
gen vorzunehmen. Für den Fall, daß der Präsident die 
Staatsangehörigkeit eines der beiden Vertragstaaten be- 
sitzt oder aus anderem Grunde verhindert ist, soll sein 
Stellvertreter im Amt die erforderlichen Ernennungen 
vornehmen. 

(3) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Die Entscheidungen sind bindend. Jeder Vertrag- 
staat trägt die Kosten seines Mitgliedes. Die übrigen 
Kosten werden von beiden Vertragstaaten zu gleichen 
Teilen getragen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 

Artikel 15 

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und jeder 
Notenaustausch nach Artikel 2 Absatz 2 werden der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation zur Registrie- 
rung mitgeteilt. 

Artikel 16 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Reykjavik ausgetauscht. 

(2) Das Abkommen tritt einen Monat nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Jeder Vertragstaat kann dieses Abkommen jeder- 
zeit kündigen. Das Abkommen tritt ein Jahr nach Ein- 
gang der Kündigung bei dem anderen Vertragstaat außer 
Kraft, 

GESCHEHEN zu Bonn am 12. August 1959 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und isländischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


13. grein 

Hvort samningsrikja um sig getur hvenaer sem er 
fariö fram ä viöraeöur um breytingar ä samningi pessum 
eöa flugleiöaäaetlun. Hiö sama skal gilda um viöraeöur 
varöandi tülkun og framkvaemd pessa samnings, ef an- 
naö samningsrikiö telur aÖ viöraeöur samkvaemt 12. gr. 
hafi ekki boriö ärangur. Slikar viöraeöur skulu hefjast 
innan 60 daga frä peim degi er tilmaeli um ]?aer bärust. 


14. grein 

(1) Risi ägreiningur üt af tülkun eöa framkvaemd 
samnings pessa og ekki reynist unnt aÖ nä samkomulagi 
l samraemi viÖ 13. gr. pessa samnings, skal hann lagÖur 
fyrir geröardöm ef annaöhvort samningsrikja aeskir pess. 

(2) GerÖardöminn skal hverju sinni skipa pannig, aÖ 
hvort samningsriki um sig tilnefni einn fulltrüa, hinir 
tveir fulltrüar skulu siÖan koma sei saman um rikisbor- 
gara priöja rikis sem formann dömsins. Hafi fulltrüar eigi 
veriö tilnefndir innan iveggja mänaöa, og formaöur 
innan priggja mänaöa frä pvi aö tilkynning annars hvors 
samningsrikisins barst meö beiöni um geröardöm, getur 
hvort samningsrikjanna um sig, ef ekki hefur näöst sam- 
komulag um annaö, fariö pess ä leit aö forseti räös 
alpjööatlugmälastofnunarinnar (ICAO) annist nauÖsyn- 
lega tilnefningu. Ef forseti er rikisborgari annars hvors 
samningsrikjanna eöa getur af öörum ästeeöum ekki an- 
nast petta starf, skal varamaöur hans sjä um nauösyn- 
legar tilnefningar. 

(3) t geröardöminum raeöur afl atkvaeöa. Ürskuröur 
hans er bindandi. Hvort samningsrikjanna um sig skal 
greiöa kostnaö fulltrüa sins. Öörum kostnaöi skulu samn- 
ingsrikin skipta meö ser aö jöfnu. Aö ööru levti akve- 
Öur geröardömurinn dömsköp sin. 


15. grein 

Samning pennan, serhverja breytingu ä honum og 
erindaskipti sanikvoemt 2. liö 2. gr. skal senda alpjööa- 
flugmälastofnuninni til skräsetningar. 


16. grein 

(1) Samningur pessi skal fullgiltur. Skipzt skal ä full- 
gildingarskjölum eins fljött og auöiö er i Reykjavik. 

(2) Samingur pessi gengur i gildi einum mänuöi eftir 
aö skipzt hefur veriö ä fuilgildingarskjölum. 

(3) Hvort samningsrikjanna um sig getur hvenaer sem 
er sagt samningi pessum upp. Samningurinn fellur ür 
gildi einu äri eftir aö slik uppsögn hefur borizt hinu 
samningsrikinu. 

GERT l Bonn, 12. August 1959, i tveim eintökum ä 
pyzku og islenzku, og eru bäöir textar jafngildir. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
von Merkatz 


Für die Republik Island: 
Helgi P. B ri em 


f. h. 

Sambandslyöveldisins Pyzkalands 
von Merkatz 

f. h. 

Lyöveldisins Islands 
Helgi P. Bri em 
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